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GEGENSTAND 
 

Genehmigung des Haushaltsplans 2026 der Gemeinde Braunsbach sowie des Wirtschaftsplans 
2026 des Eigenbetriebs Wasserversorgung Braunsbach  
Hinweise der Rechtsaufsicht und weiteres Vorgehen 
 

SACHVERHALT 
 

Die Rechtsaufsichtsbehörde hat den Haushaltsplan 2026 der Gemeinde Braunsbach sowie den 
Wirtschaftsplan 2026 des Eigenbetriebs Wasserversorgung Braunsbach genehmigt. 
 
Im Zuge der Genehmigung wurden jedoch sowohl der Verwaltung als auch dem Gemeinderat 
verschiedene Hinweise zur aktuellen Haushalts- und Finanzlage sowie zur zukünftigen Entwicklung 
gegeben. 
 
A) Kernhaushalt 
Ergebnishaushalt 
Im Ergebnishaushalt 2026 wird ein Defizit in Höhe von rund 1,3 Mio. € erwartet. Dieses ist teilweise 
durch den Finanzausgleich bedingt. 
 
Auch in den Folgejahren bis 2029 werden derzeit jährliche Defizite zwischen 500.000 € und 700.000 
€ prognostiziert, ohne dass diesen Sondereffekte zugrunde liegen. 
 
Zwar stehen aktuell noch ausreichende Rücklagemittel zur Verfügung, um den gesetzlich 
geforderten Ergebnisausgleich bis 2029 sicherzustellen. Dennoch zeigen die dauerhaften 
Fehlbeträge deutlich ein strukturelles Ungleichgewicht im Haushalt auf. 
 
Finanzhaushalt 
Die unzureichende Ertragslage wirkt sich unmittelbar auf den Finanzhaushalt aus: 

• Aus der laufenden Verwaltungstätigkeit entstehen Fehlbeträge  
• Diese müssen bereits durch Vermögensveräußerungen gedeckt werden  
• Die ordentliche Kredittilgung kann nicht erwirtschaftet werden  
• Ab dem Jahr 2027 sind erneut Kreditaufnahmen vorgesehen  

 

Investitionen 
Für den Zeitraum 2026 bis 2029 sind Investitionen in Höhe von insgesamt 10,6 Mio. € geplant. 
Demgegenüber stehen erwartete Zuschüsse in Höhe von rund 9,6 Mio. €, darunter auch 
nachlaufende Fördermittel für bereits abgeschlossene Maßnahmen. 
 
Gesamtbewertung 
Im Vergleich zum Vorjahr zeigt sich eine signifikante Verschlechterung der Haushaltsstruktur, die 
sich in der mittelfristigen Finanzplanung weiter zu verfestigen droht. Die Gemeinde ist daher 
dringend gefordert, geeignete Maßnahmen zu beraten und zu beschließen, um der bestehenden 
Haushaltslage entgegenzuwirken. 
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Zielsetzung: 
• Erwirtschaftung der ordentlichen Tilgung aus laufender Verwaltungstätigkeit  
• Erzielung von Eigenmitteln für Investitionen  
• Sicherstellung einer möglichst hohen Fördermittelquote  

 
B) Eigenbetrieb Wasserversorgung 
Die Wassergebühren wurden zum 01.01.2024 kostendeckend neu festgesetzt. Diese Anpassung ist 
im Erfolgsplan 2026 sowie in der Finanzplanung derzeit noch nicht vollständig abgebildet. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass künftig wieder ausgeglichene Betriebsergebnisse erzielt werden 
können. 
 

Liquidität und Verschuldung 
• Die Liquidität bleibt im gesamten Finanzplanungszeitraum über dem Mindestbestand  
• Dies ist unter anderem auf nachlaufende Zuschüsse aus bereits abgerechneten Projekten 

zurückzuführen  
• Investitionskredite sind nicht vorgesehen  
• Der Schuldenstand wird zum Ende des Jahres 2026 voraussichtlich bei ca. 4.000 € liegen  

 
C) Bewertung und Handlungsbedarf 
Die Hinweise der Rechtsaufsicht machen deutlich, dass insbesondere im Kernhaushalt ein 
erheblicher struktureller Handlungsbedarf besteht. 
 

Es sind daher Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung zu entwickeln und umzusetzen, 
insbesondere in den Bereichen: 

• Ertragssteigerung  
• Aufgabenkritik und Ausgabenreduzierung  
• Priorisierung von Investitionen  
• Optimale Nutzung von Förderprogrammen 

 
 

FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN 
- 
 

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 

Der Gemeinderat nimmt die Genehmigung des Haushaltsplans 2026 sowie des Wirtschaftsplans 
2026 des Eigenbetriebs Wasserversorgung und die Hinweise der Rechtsaufsicht zur Kenntnis. 
 

Die Verwaltung wird beauftragt, 
1. Vorschläge zur Haushaltskonsolidierung zu erarbeiten und dem Gemeinderat vorzulegen,  
2. die Investitionsplanung unter Berücksichtigung der finanziellen Leistungsfähigkeit zu 

überprüfen,  
3. Möglichkeiten zur Verbesserung der Ertragssituation aufzuzeigen. 

 

Anlage: Anschreiben Kommunalaufsicht - Haushaltsgenehmigung 2026 


